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Meinung

Ex und hopp
So gesehen Torsten Albigs

menschliche Seite

Torsten Albig hat ein Anlie-
gen. Schleswig-Holsteins
 Ministerpräsident sorgt sich 
– Landtagswahl hin oder 
her – um die „Legitimität un-
serer repräsentativen Demo-
kratie“. Denn die nehme, so
seine Angst, Schaden, wenn
die Bürger „zu viel Distanz
zu ihren politischen Reprä-
sentanten haben“. Deshalb
sollten Politiker „stärker zei-
gen“, dass sie „ganz normale
Menschen mit Stärken und
Schwächen sind und nicht
elitäre Politikmaschinen“. 

Mithilfe von „Bunte“ hat
Albig dies nun getan. Der
Bürger hat nach seinem In-
terview jedenfalls ein recht
präzises Bild vom ganz nor-
malen Albig. Er weiß jetzt,
wann er seine neue Freundin
heiraten will und warum sei-
ne bisherige Frau ihm nicht
mehr genügte: „Irgendwann
entwickelte sich mein Leben
schneller als ihres“, sagte Al-
big im Interview. „Wir hatten
nur noch ganz wenige Mo-
mente, in denen wir uns auf
Augenhöhe ausgetauscht ha-
ben.“ Und: „Ich war beruf-
lich ständig unterwegs, mei-
ne Frau war in der Rolle als
Mutter und Managerin unse-
res Haushaltes gefangen.“ 

Sie war also gefangen: von
den Kindern, die Torsten
 Albig gezeugt hat, und der
schmutzigen Wäsche, die er
im Bad hinterließ. Logisch,
dass die gefesselte, langsame
Frau mit ihm, dem freien,
flinken Kerl, irgendwann
nicht mehr auf Augenhöhe
operieren konnte. Er stieg
immer höher, und sie blieb
unten. Bei so viel Tragik
wird er tatsächlich endlich
greifbar, der Mensch hinter
der Politikmaschine: ein
selbstgefälliger Macho, der
noch einmal nachtritt, nach
unten, wo seine Ex ihm
 zuliebe stehen blieb. 

Gunther Latsch

Kittihawk

Jakob Augstein Im Zweifel links

Mit vorgehaltener Moralpistole
Am Ende lief der Wahl-

kampf in Frankreich
auf eine Politik des
kleineren Übels
 hinaus. Vor allem
die Linken wurden
mit vorge haltener

Moralpistole in die
 demokratische Pflicht

 genommen: Oder wollt ihr Le Pen? Das
klingt vernünftig, ist aber gefährlich.
 Erstens lassen sich längst nicht alle Wähler
in eine ganz große Koa lition der Vernunft
zwingen. Und zweitens zerstört eine sol-
che Politik auf Dauer die Demokratie.

Nun ist das Leben kein Ponyhof und die
Politik kein bunter Teller. Aber was ist das
für eine armselige Politik, die sich in der
nassforschen Aufforderung erschöpft, nicht
so weinerlich zu sein und gefälligst die
Arschbacken zusammenzukneifen? Was 
ist das für ein Präsidentschaftskandidat,
der den Wählern als das kleinere Übel ver-
kauft werden muss?

So stellte sich nämlich am Ende die fran-
zösische „Wahl“ dar. Die Anführungszei-
chen deshalb, weil zumindest aus liberaler
Sicht von einer Wahl keine Rede sein
konnte. In Anlehnung an Kaiser Wilhelm
sollte in Frankreich nur noch gelten: Wir
kennen keine Parteien mehr, nur noch De-
mokraten! Also alle angetreten zur großen
Koalition der Antirassisten. Der deutsche
Linken-Chef Bernd Riexinger hatte nach
der ersten Wahlrunde zwar getwittert: „Er-
leichterung ist fehl am Platze. ,Das kleine-
re Übel‘ kann nicht das Postulat für Wah-
len in Europa sein.“ Aber da irrte er sich.
Denn auch so kann man Alternativlosig-

keit als politisches Prinzip durchsetzen:
Erst spitzt der entfesselte Kapitalismus die
gesellschaftlichen Zustände so zu, dass die
Rechten sich zur Ressentiment-Revolution
sammeln. Dann verpflichtet man noch die
schärfsten Kritiker dieses Kapitalismus als
Hilfstruppen zu seiner Verteidigung. Und
wer nicht gleich dem Marschbefehl folgt,
der wird entweder als Mitglied der „stupid
left“ verspottet oder als Sozialfaschist und
Querfront-Dogmatiker verunglimpft.

Das Dumme ist nur, dass der Wähler 
da viel unempfindlicher ist als gewünscht.
Immer wieder überrascht dieses possier -
liche Tierchen damit, dass es sich sein Ver-
halten nicht vorschreiben lässt. Schon in
den USA haben die Wähler bekanntlich
unerwünscht abgestimmt.

Das Duell zwischen Macron und Le Pen
wurde zum Duell zwischen Nationalismus
und Internationalismus erklärt, zum Kampf
zwischen der geschlossenen und der
 offenen Gesellschaft. Da steckt der Linke
 tatsächlich im Dilemma. Denn die offene
 Gesellschaft ist eben auch jene, in der sich
die Starken so gut zurechtfinden und die
anderen um ihren Platz fürchten. Macron
ist ohne Zweifel ein Modernisierer. Aber
mehr Modernität bedeutet nicht automa-
tisch mehr Gerechtigkeit.

Es ist schlecht bestellt um eine Demo -
kratie, die den Menschen nur noch die
Wahl lässt zwischen Neoliberalismus oder
Rassismus. Oder, in Anlehnung an einen
großen französischen Roman: Unterwer-
fung ist kein gutes demokratisches Prinzip.

An dieser Stelle schreiben Jakob Augstein, Jan Fleisch-
hauer und Markus Feldenkirchen im Wechsel.


